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(Gesetzgebungsakte) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 1021/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 9. Oktober 2013 

zur Änderung der Richtlinien 1999/4/EG und 2000/36/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates und der Richtlinien 2001/111/EG, 2001/113/EG und 2001/114/EG des Rates in Bezug auf die 

der Kommission zu übertragenden Befugnisse 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 114 
Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Richtlinie 1999/4/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 22. Februar 1999 über Kaf­
fee- und Zichorien-Extrakte ( 3 ), der Richtlinie 
2000/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Juni 2000 über Kakao- und Schokoladeerzeug­
nisse für die menschliche Ernährung ( 4 ), der Richtlinie 
2001/111/EG des Rates vom 20. Dezember 2001 über 

bestimmte Zuckerarten für die menschliche Ernäh­
rung ( 5 ), der Richtlinie 2001/113/EG des Rates vom 
20. Dezember 2001 über Konfitüren, Gelees, Marme­
laden und Maronenkrem für die menschliche Ernäh­
rung ( 6 ) und der Richtlinie 2001/114/EG des Rates vom 
20. Dezember 2001 über bestimmte Sorten eingedickter 
Milch und Trockenmilch für die menschliche Ernäh­
rung ( 7 ) hat die Kommission Befugnisse zur Durchfüh­
rung einiger Vorschriften der genannten Richtlinien er­
halten. Diese Befugnisse sind gemäß den Verfahren des 
Beschlusses 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 
zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der 
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse ( 8 ) 
ausgeübt worden. Nach dem Inkrafttreten des Vertrags 
von Lissabon ist es angebracht, diese Befugnisübertragung 
an Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) anzupassen. 

(2) Mit den Richtlinien 2000/36/EG, 2001/111/EG, 
2001/113/EG und 2001/114/EG wurden der Kommis­
sion insbesondere Befugnisse zum Erlass der für die Um­
setzung dieser Richtlinien erforderlichen Maßnahmen 
übertragen, die die Anpassung an den technischen Fort­
schritt betreffen. Solche Maßnahmen unterliegen derzeit 
im Fall der Richtlinie 2000/36/EG dem Regelungsverfah­
ren mit Kontrolle und im Fall der Richtlinien 
2001/111/EG, 2001/113/EG und 2001/114/EG dem Re­
gelungsverfahren. Nach dem Inkrafttreten des Vertrags 
von Lissabon ist es angebracht, diese Befugnisübertragung 
an Artikel 290 AEUV anzupassen und den Umfang die­
ser Befugnisse zu überprüfen. 

(3) Die Anhänge der Richtlinien 2000/36/EG, 2001/111/EG 
und 2001/113/EG enthalten technische Elemente, die 
möglicherweise anzupassen oder zu aktualisieren sind,
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um den Entwicklungen bei den einschlägigen internatio­
nalen Normen Rechnung zu tragen. Allerdings werden 
der Kommission in den Richtlinien 2000/36/EG und 
2001/111/EG keine angemessenen Befugnisse übertragen, 
um die Anhänge dieser Richtlinien zur Berücksichtigung 
dieser Entwicklungen rasch ändern zu können. Zur Si­
cherstellung einer kohärenten Umsetzung der Richtlinien 
2000/36/EG und 2001/111/EG sollten der Kommission 
daher zusätzliche Befugnisse zur Änderung von Anhang I 
Abschnitte C und D der Richtlinie 2000/36/EG sowie 
von Teil B des Anhangs der Richtlinie 2001/111/EG 
übertragen werden, damit sie den Entwicklungen bei 
den einschlägigen internationalen Normen Rechnung tra­
gen kann. Ferner werden der Kommission in der Richt­
linie 2001/113/EG Befugnisse übertragen, um diese 
Richtlinie im Regelungsverfahren an die Entwicklungen 
bei den einschlägigen internationalen Normen anzupas­
sen. Nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon ist 
es angebracht, diese Befugnisübertragung an Artikel 290 
AEUV anzupassen und den Umfang dieser Befugnisse zu 
überprüfen. 

(4) Um dem technischen Fortschritt und den Entwicklungen 
bei den einschlägigen internationalen Normen Rechnung 
tragen zu können, sollte der Kommission daher die Be­
fugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV 
Rechtsakte zur Änderung von Anhang I Abschnitte C 
und D der Richtlinie 2000/36/EG, zur Änderung von 
Abschnitt B des Anhangs der Richtlinie 2001/111/EG 
und zur Änderung von Anhang II und Anhang III Ab­
schnitt B der Richtlinie 2001/113/EG zu erlassen. Es ist 
von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im 
Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultatio­
nen, auch auf der Ebene von Sachverständigen, durch­
führt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter 
Rechtsakte sollte die Kommission gewährleisten, dass die 
einschlägigen Dokumente dem Europäischen Parlament 
und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemes­
sene Weise übermittelt werden. 

(5) Nach Erlass der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 
2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und 
Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung 
der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit 
und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittel­
sicherheit ( 1 ), die für alle Produktions-, Verarbeitungs- 
und Vertriebsstufen von Lebensmitteln und Futtermitteln 
auf Unions- und einzelstaatlicher Ebene gilt, sind all­
gemeine lebensmittelrechtliche Unionsvorschriften direkt 
auf die unter die Richtlinien 1999/4/EG, 2000/36/EG, 
2001/111/EG, 2001/113/EG und 2001/114/EG fallen­
den Erzeugnisse anwendbar. Folglich ist es nicht länger 
erforderlich, dass die Kommission über Befugnisse ver­
fügt, um diese Richtlinien an die allgemeinen lebensmit­
telrechtlichen Unionsvorschriften anzupassen. Die Be­
stimmungen zur Übertragung solcher Befugnisse sollten 
daher gestrichen werden. 

(6) Diese Verordnung beschränkt sich darauf, die bestehende 
Übertragung von Befugnissen auf die Kommission nach 

den Richtlinien 1999/4/EG, 2000/36/EG, 2001/111/EG, 
2001/113/EG und 2001/114/EG an Artikel 290 AEUV 
anzupassen und gegebenenfalls den Umfang der betref­
fenden Befugnisse zu überprüfen. Da die Ziele der ge­
nannten Richtlinien auch weiterhin auf Ebene der Mit­
gliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kön­
nen und daher besser auf Unionsebene zu erreichen sind, 
kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des 
Vertrags über die Europäische Union niedergelegten Sub­
sidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 
demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das zur Er­
reichung ihrer Ziele erforderliche Maß hinaus. 

(7) Die Richtlinien 1999/4/EG, 2000/36/EG, 2001/111/EG, 
2001/113/EG und 2001/114/EG sollten daher entspre­
chend geändert werden. 

(8) Da die Änderungen der Richtlinien 1999/4/EG, 
2000/36/EG, 2001/111/EG, 2001/113/EG und 
2001/114/EG nur Befugnisse der Kommission betreffen, 
müssen sie von den Mitgliedstaaten nicht in nationales 
Recht umgesetzt werden — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderung der Richtlinie 1999/4/EG 

Die Artikel 4 und 5 der Richtlinie 1999/4/EG werden gestri­
chen. 

Artikel 2 

Änderung der Richtlinie 2000/36/EG 

Die Richtlinie 2000/36/EG wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Arti­
kel 6 zur Änderung von Anhang I Abschnitte C und D 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um dem technischen Fort­
schritt und den Entwicklungen bei den einschlägigen interna­
tionalen Normen Rechnung zu tragen.“ 

2. Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird 
der Kommission unter den in diesem Artikel genannten Be­
dingungen übertragen.
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(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß 
Artikel 5 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem 18. November 2013 übertragen. Die Kom­
mission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeit­
raums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisüber­
tragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschwei­
gend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Euro­
päische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen 
Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweili­
gen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 5 kann vom 
Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Über­
tragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er 
wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den 
Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gül­
tigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, 
wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt 
erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 5 erlassen 
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Par­
lament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Par­
lament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor 
Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat 
beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Ein­
wände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Par­
laments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate 
verlängert.“ 

Artikel 3 

Änderung der Richtlinie 2001/111/EG 

Die Richtlinie 2001/111/EG wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Arti­
kel 5 zur Änderung von Teil B des Anhangs delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, um dem technischen Fortschritt 
und den Entwicklungen bei den einschlägigen internationa­
len Normen Rechnung zu tragen.“ 

2. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird 
der Kommission unter den in diesem Artikel genannten Be­
dingungen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß 
Artikel 4 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem 18. November 2013 übertragen. Die Kom­
mission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeit­
raums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisüber­
tragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschwei­
gend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Euro­
päische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen 
Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweili­
gen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 4 kann vom 
Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Über­
tragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er 
wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den 
Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gül­
tigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, 
wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt 
erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 4 erlassen 
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Par­
lament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Par­
lament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor 
Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat 
beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Ein­
wände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Par­
laments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate 
verlängert.“ 

Artikel 4 

Änderung der Richtlinie 2001/113/EG 

Die Richtlinie 2001/113/EG wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Arti­
kel 6 zur Änderung von Anhang II und Anhang III Teil B 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um dem technischen Fort­
schritt und der Entwicklungen bei den einschlägigen interna­
tionalen Normen Rechnung zu tragen.“
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2. Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird 
der Kommission unter den in diesem Artikel genannten Be­
dingungen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß 
Artikel 5 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem 18. November 2013 übertragen. Die Kom­
mission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeit­
raums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisüber­
tragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschwei­
gend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Euro­
päische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen 
Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweili­
gen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 5 kann vom 
Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Über­
tragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er 
wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den 
Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gül­
tigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, 
wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt 
erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 5 erlassen 
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Par­
lament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Par­
lament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor 
Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat 
beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Ein­
wände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Par­
laments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate 
verlängert.“ 

Artikel 5 

Änderung der Richtlinie 2001/114/EG 

Die Artikel 5 und 6 der Richtlinie 2001/114/EG werden gestri­
chen. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Straßburg am 9. Oktober 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

V. LEŠKEVIČIUS
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